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In Deutschland leben über 7 Mio. 
Ausländer. Die meisten von ihnen 
sind einst als Gastarbeiter nach 

Deutschland gekommen; sie leben 
z.T. seit Jahrzehnten bei uns. Längst 
gehören sie zu unserer Gesellschaft. 
Ohne sie würden viele Bereiche der 
Wirtschaft nicht funktionieren. Sie 
zahlen Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträge wie jeder andere. Ihre 
Kinder sind in Deutschland geboren 
und aufgewachsen und haben deut- 
sche Schulen besucht. 

Wir wollen deshalb eine Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts, die den 
Ausländern, die sich in die deut- 
schen Lebensverhältnisse eingeord- 
net haben und die sich auf Dauer für 
Deutschland als ihren Lebensmittel- 
punkt entscheiden, die Einbürgerung 
erleichtert. 

Bei der Reform des Staatsan- 
gehörigkeitsrechts handelt es sich 
um ein höchst sensibles Thema. Die 
Reform des Staatsangehörigkeits- 
rechts kann nicht gegen die Bevöl- 
kerung gemacht werden. Sie darf 
das Land nicht spalten, sondern 
muß von einem breiten Konsens 
getragen werden. 

Die Einbürgerung ist Ausdruck einer 
geglückten Integration und Soziali- 
sation in Deutschland. Eingebürgert 
werden kann, wer sich erkennbar in 
die rechtlichen, sozialen und gesell- 
schaftlichen Lebensverhältnisse der 
Bundesrepublik Deutschland einge- 
ordnet hat. Eine nachweisbare Inte- 

gration und Sozialisation beim Ein- 
bürgerungsbewerber muß gewähr- 
leistet sein. Unabdingbar für die Ein- 
bürgerung ist die Beherrschung der 
deutschen Sprache. Sie ist grundle- 
gende Voraussetzung und Schlüssel 
für die gesamte Integration. 

Am Grundsatz der Vermeidung von 
Mehrstaatigkeit muß festgehalten 
werden. Wer sich einbürgern lassen 
will, muß sich für die Bundesrepublik 
Deutschland entscheiden. Die Bei- 
behaltung der bisherigen Staatsan- 
gehörigkeit wirkt sich insgesamt 
eher integrationshemmend aus, weil 
sie eine eindeutige Hinwendung zur 
Bundesrepublik Deutschland 
erschwert bzw. gar nicht erst fordert. 
Wer Deutscher werden will, muß 
also grundsätzlich seine alte Staats- 
angehörigkeit aufgeben. 

Die Einführung der regelmäßigen 
doppelten Staatsangehörigkeit wäre 
falsch. Durch sie würde die Integrati- 
on ausländischer Mitbürger nicht 
gefördert, sondern erschwert. 

Das geltende Staatsangehörigkeits- 
recht ist insgesamt überarbeitungs- 
bedürftig. Seine Aufsplitterung in 
zahlreiche Einzelgesetze macht es 
unübersichtlich. Die rechtliche 
Klärung der ehemaligen DDR erfor- 
dert ebenfalls eine Neuregelung. 
Eine bloße Teilreform führt zwangs- 
läufig zu einem unabgestimmten, in 
sich widersprüchlichen und verwal- 
tungspraktisch kaum vollziehbaren 
Regelungskonglomerat. 
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Zu den Eckwerten des Gesetzent- 
wurfs gehören vor allem: 

I- Erwerb der 
Staatsangehörigkeit 

1. Erwerb durch Geburt 
Es bleibt beim Abstammungsprinzip. 
Ein Kind erwirbt die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Geburt, 
w©nn eh Elternteil, die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt. 

2. Erwerb aufgrund 
entsprechender 
Zusicherung 
(„Einbürgerungszusicherung") 

pür hier geborene Kinder von Aus- 
'ändern, die seit langem in Deutsch- 
end leben, aber sich gleichwohl 
n°ch nicht entscheiden konnten, 
Se|bst die deutsche Staatsan- 
9ehörigkeit zu beantragen, wird eine 
Zusicherung des Erwerbs der deut- 
schen Staatsangehörigkeit einge- 
^hrt („Einbürgerungszusicherung"). 
ble eröffnet den betroffenen Perso- 
jlen einen vereinfachten Weg zum 
brwerb der deutschen Staatsan- 
gehörigkeit, der neben die sonstigen 
brwerbstatbestände des deutschen 
s
taatsangehörigkeitsrechts, insbe- 

tr?t?dere neben die Einbürgerung 
d

ITt- Dadurch soll für die Betroffenen 
er Anreiz zum Erwerb der deut- 

schen Staatsangehörigkeit ver- 
größert werden. Zugleich wird mit 
der „Einbürgerungszusicherung" die 
Rechtsstellung der im Bundesgebiet 
geborenen ausländischen Kinder 
verbessert und dadurch ihre Integra- 
tion gefördert. 

In Deutschland geborene Kinder 
ausländischer Eltern erhalten eine 
„Einbürgerungszusicherung", wenn 
beide Eltern 

• vor Vollendung des 7. Lebensjah- 
res ihren gewöhnlichen Dauerauf- 
enthalt im Bundesgebiet genom- 
men haben, 

• bei Geburt des Kindes eine unbe- 
fristete Aufenthaltserlaubnis oder 
eine Aufenthaltsberechtigung 
besitzen und 

• in den 10 der Geburt unmittelbar 
vorausgegangenen Jahren recht- 
mäßig ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt im Bundesgebiet gehabt haben. 

Begünstigt sind also Kinder der 2. und 
3. Ausländergeneration, deren Eltern 
selbst ihre Schulausbildung in 
Deutschland erhalten haben. Bezüglich 
der Kinder dieser in Deutschland auf- 
gewachsenen Eltern besteht eine Inte- 
grationsvermutung. Darum ist es ange- 
messen und richtig, diese Kinder von 
vornherein soweit wie möglich mit den 
gleichen Rechten wie ihre deutschen 
Spiel- und Klassenkameraden auf- 
wachsen zu lassen. Die begünstigte 
Person erwirbt die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit, wenn sie aus ihrer bisheri- 
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gen Staatsangehörigkeit ausscheidet. 
Der Erwerb tritt frühestens mit Vollen- 
dung des 18. Lebensjahres ein. Die 
Einbürgerungszusicherung erlischt mit 
Vollendung des 21. Lebensjahres. Sie 
erlischt u.a. ferner, wenn die begünstig- 
te Person ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt außerhalb des Bundesgebietes 
nimmt, freiwillig in die Streitkräfte oder 
einen vergleichbaren bewaffneten Ver- 
band eines ausländischen Staates ein- 
tritt oder ausgewiesen wird. Kann nach 
dem Recht eines Staates, dem die 
begünstigte Person angehört, die 
Staatsangehörigkeit erst nach Vollen- 
dung des 21. Lebensjahres aufgege- 
ben werden, so verlängert sich die Gel- 
tungsdauer der Zusicherung bis zur 
Vollendung des 23. Lebensjahres. Die 
Staatsangehörigkeitsbehörde kann die 
Einbürgerungszusicherung entziehen, 
wenn ein Ausweisungsgrund nach § 
46, § 47 Abs. 1 oder Abs. 2 des Aus- 
ländergesetzes vorliegt. 

Die Einbürgerungszusicherung wird 
unmittelbar durch Geburt in Deutsch- 
land erworben. Die Regelung gilt nur 
für die Zukunft, also nur für Kinder, 
die ab Inkrafttreten des Gesetzes in 
Deutschland geboren werden. 

3. Regeleinbürgerung 
Das Einbürgerungsrecht wird 
grundsätzlich neu strukturiert. Im 
Sinne einer stärkeren Verrechtli- 
chung bildet nicht mehr der Ermes- 
senstatbestand, sondern der 
Anspruchstatbestand die Grund- 

norm. Deutschland hätte damit eines 
der großzügigsten Einbürgerungs- 
rechte der Welt. Die Mindestaufent- 
haltszeit für den Einbürgerungsan- 
spruch wird von derzeit 15 auf künf- 
tig 10 Jahre herabgesenkt. 
Ein Ausländer, der das 18. Lebens- 
jahr vollendet und seit 10 Jahren 
rechtmäßig seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hat, ist 
auf Antrag einzubürgern, wenn er 

• eine unbefristete Aufenthaltser- 
laubnis oder Aufenthaltsberechti- 
gung besitzt, 

• erkennbar in die Lebensverhält- 
nisse der Bundesrepublik 
Deutschland eingeordnet ist, ins- 
besondere ausreichende Kennt- 
nisse der deutschen Sprache und 
Grundkenntnisse der verfassungs' 
mäßigen Ordnung der Bundesre- 
publik Deutschland nachweist, 

• den Lebensunterhalt für sich und 
seine unterhaltsberechtigten 
Familienangehörigen ohne Inan- 
spruchnahme von Sozial- oder 
Arbeitslosenhilfe bestreiten kann, 

• in den fünf der Einbürgerung 
unmittelbar vorangegangenen 
Jahren für nicht mehr als ein Ja^r 

Sozial- oder Arbeitslosenhilfe 
bezogen hat und 

• aus seiner bisherigen Staatsan- 
gehörigkeit ausscheidet. 

Die notwendige Aufenthaltsdauer 
wird für Sonderfälle verkürzt, und 
zwar u.a. auf 
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• 3 Jahre für ehemals deutsche 
Staatsangehörige, deren Kinder 
sowie für Personen, die aus dem 
deutsch-sprachigen Raum stammen. 

4- Einbürgerung junger 
Ausländer 

Erleichtert wird auch die Einbürge- 
rung junger Ausländer; auch hier 
wird die notwendige Aufenthaltszeit 
lrn Bundesgebiet verkürzt. 
E'h Ausländer, der nach Vollendung 
ftes 16. und vor Vollendung des 23. 
^ebensjahres die Einbürgerung 
beantragt und seit 6 Jahren recht- 
mäßig seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt im Bundesgebiet hat, ist einzu- 
bürgern, wenn er 
• eine unbefristete Aufenthaltser- 

•aubnis oder Aufenthaltsberechti- 
9ung besitzt, 

• ausreichende Kenntnisse der 
deutschen Sprache nachweist, 

• im Bundesgebiet 5 Jahre eine 
deutsche Schule, davon minde- 
stens 4 Jahre eine allgemeinbil- 
dende Schule besucht hat und 
aus seiner bisherigen Staatsan- 
9ehörigkeit ausscheidet. 

5- Einbürgerung von 
Ehegatten 

Sc? Isländer, der mit einem deut- 
jst 

en Staatsangehörigen verheiratet 
WenSt aUf Antra9 einzubürgern, 

• eine Aufenthaltserlaubnis oder 
Aufenthaltsberechtigung besitzt, 

• seit 5 Jahren oder seit 3 Jahren 
nach der Eheschließung oder seit 

• 2 Jahren bei Herkunft aus dem 
deutschsprachigen Raum recht- 
mäßig seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Bundesgebiet hat, 

• seit 2 Jahren in ehelicher Lebens- 
gemeinschaft lebt, 

• erkennbar in die Lebensverhält- 
nisse der Bundesrepublik 
Deutschland eingeordnet ist, ins- 
besondere ausreichende Kennt- 
nisse der deutschen Sprache und 
Grundkenntnisse der verfassungs- 
mäßigen Ordnung der Bundesre- 
publik Deutschland nachweist, 

• den Lebensunterhalt für sich und 
seine unterhaltsberechtigten 
Familienangehörigen ohne Inan- 
spruchnahme von Sozial- oder 
Arbeitslosenhilfe bestreiten kann 
und 

• aus seiner bisherigen Staatsan- 
gehörigkeit ausscheidet. 

6. Berücksichtigung von 
Straftaten, Sicherheits- 
klausel 

Die Einbürgerung ist zu versagen, 
wenn der Antragsteller einen Aus- 
weisungsgrund nach § 46 Nr. 1-4, § 
47 Abs. 2 Nr. 2 des Ausländergeset- 
zes erfüllt. Sie ist auch zu versagen, 
wenn der Antragsteller zu einer 



CDU-Dokumentation 9/1999 

Jugend- oder Freiheitsstrafe von 
mehr als 3 Monaten verurteilt wor- 
den ist. Die Einbürgerung ist ferner 
zu versagen, wenn Tatsachen die 
Annahme nicht ausschließen, daß 
der Antragsteller in den letzten 10 
Jahren Bestrebungen verfolgt oder 
unterstützt hat, die gegen die frei- 
heitliche demokratische Grundord- 
nung, den Bestand oder die Sicher- 
heit des Bundes oder eines Landes 
gerichtet waren oder die erhebliche 
Belange der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere solche 
der äußeren oder inneren Sicherheit 
sowie der zwischenstaatlichen 
Beziehungen gefährden. 

II. Ausnahmen vom 
Einbürgerungser- 
fordernis des Aus- 
scheidens aus der 
bisherigen Staats- 
angehörigkeit 

Es gibt keine Generalklausel, son- 
dern - um (politischen) Mißbrauch 
auszuschließen - eine enumerative, 
d.h. abschließende Aufzählung der 
Fälle, in denen vom Erfordernis des 
Ausscheidens aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit abgesehen wird 
oder doch jedenfalls abgesehen 
werden kann. 

Vom Einbürgerungshindernis anson- 
sten eintretender Mehrstaatigkeit 
wird u.a. abgesehen, wenn 

• das Recht des bisherigen Heimat- 
staates das Ausscheiden aus der 
Staatsangehörigkeit überhaupt 
nicht vorsieht, 

• der bisherigen Heimatstaat die 
Entlassung regelmäßig verweigert 
und der Ausländer der Einbürge- 
rungsbehörde einen Entlassungs- 
antrag zur Weiterleitung an den 
Heimatstaat übergeben hat, 

• der bisherige Heimatstaat die Ent- 
lassung aus der Staatsangehörig- 
keit willkürhaft versagt, von unzu- 
mutbaren Bedingungen abhängig 
macht oder über den vollständi- 
gen und formgerechten Entlas- 
sungsantrag nicht in angemesse- 
ner Zeit entschieden hat. 

Vom Ausscheiden aus der bisheri- 
gen Staatsangehörigkeit kann abge' 
sehen werden, wenn der Heimat- 
staat die Entlassung von der Lei- 
stung des Wehrdienstes abhängig 
macht und der Antragsteller den 
überwiegenden Teil seiner SchulauS' 
bildung an den deutschen allge- 
meinbildenden Schulen im Bundes- 
gebiet erhalten hat und hier in das 
wehrpflichtige Alter hineingewach- 
sen ist. 

Kann nach dem Recht des bisheri- 
gen Heimatstaates der Verlust der 
Staatsangehörigkeit erst nach 
Erwerb der deutschen Staatsan- 
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9ehörigkeit herbeigeführt werden, ist 
der Vollzug der Einbürgerung mit der 
Auflage zu verbinden, daß das Aus- 
scheiden unverzüglich und nachhal- 
tig betrieben wird. 

- Ermessens- 
sinbürgerung 

Neben die Anspruchseinbürgerung 
,r|tt die Ermessenseinbürgerung. Sie 
Ist schon nach achtjährigem Aufent- 
^alt im Bundesgebiet möglich. Auf 
Antrag kann dann eingebürgert wer- 
den, wer 

• eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, 

• Gewähr für die Einordnung in die 
Lebensverhältnisse der Bundesre- 
publik Deutschland bietet, insbe- 
sondere ausreichende Kenntnisse 
der deutschen Sprache und 
Grundkenntnisse der verfassungs- 
mäßigen Ordnung nachweist, 

den Lebensunterhalt für sich und 
seine unterhaltsberechtigten 
Familienangehörigen ohne Inan- 
spruchnahme von Sozial- oder 
Arbeitslosenhilfe bestreiten kann, 
aus seiner bisherigen Staatsan- 
gehörigkeit ausscheidet. 

q !" ?hemals deutsche Staatsan- 
dem riQe Und deren Kinder- Kinder 
für pScher Staatsangehöriger sowie 
Cni  

ers°nen, die aus deutschspra- 
gen Gebieten stammen, kann 

eine Aufenthaltsdauer von 4 Jahren 
als ausreichend angesehen werden. 

Ein Ausländer kann ferner eingebür- 
gert werden, wenn ein herausragen- 
des öffentliches Interesse an der 
Verleihung der deutschen Staatsan- 
gehörigkeit besteht und die Einord- 
nung in die deutschen Lebensver- 
hältnisse gewährleistet ist. Die 
Dauer des gewöhnlichen Aufenthalts 
im Bundesgebiet soll in diesem Fall 
3 Jahre nicht unterschreiten. 
Ein Ausländer kann ferner auf 
Antrag eingebürgert werden, wenn 
ein gewöhnlicher Aufenthalt im Bun- 
desgebiet nicht gegeben ist, aber 
Bindungen zu Deutschland beste- 
hen, die eine Einbürgerung rechtfer- 
tigen und er aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit ausscheidet. 
Eine solche Einbürgerung kommt 
insbesondere in Betracht für ehe- 
mals deutsche Staatsangehörige 
und deren Kinder. 

IV. Verlust der 
deutschen Staats- 
angehörigkeit 

Dem Ziel einer Einschränkung von 
Mehrstaatigkeit dienen auch erwei- 
terte Verlustgründe. 

1. Verlust durch Verzicht 
Deutsche, die neben der deutschen 
Staatsangehörigkeit noch wenig- 
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stens eine weitere Staatsangehörig- 
keit besitzen, können auf die deut- 
sche Staatsangehörigkeit durch 
Erklärung verzichten. 

2. Verlust durch 
Entlassung 

Aus der deutschen Staatsangehörig- 
keit wird auf Antrag entlassen, wer 
den Erwerb einer ausländischen 
Staatsangehörigkeit beantragt und 
von der zuständigen Stelle die Ver- 
leihung zugesichert erhalten hat. 

3. Verlust bei Erwerb 
einer ausländischen 
Staatsangehörigkeit 

Die deutsche Staatsangehörigkeit 
verliert, wer infolge einer eigenen 
Willenserklärung oder einer Willens- 
erklärung des gesetzlichen Vertre- 
ters eine ausländische Staatsan- 
gehörigkeit erwirbt. Nach geltendem 
Recht tritt der Verlust nur bei dau- 
erndem Aufenthalt im Ausland ein. 
Jetzt soll der Verlust auch eintreten, 
wenn der dauernde Aufenthalt im 
Inland fortbesteht. Dies ist eine not- 
wendige Reaktion darauf, daß 

immer mehr Staaten den Wiederer- 
werb ihrer Staatsangehörigkeit vom 
Ausland zulassen. 

4. Verlust bei Rückwan- 
derung ins Ausland 

Die deutsche Staatsangehörigkeit 
verliert auch, wer eine ausländische 
Staatsangehörigkeit besitzt und sei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland nimmt. Der Verlust tritt mit 
Ablauf von 10 Jahren nach Verlas- 
sen des Bundesgebietes ein. 

5. Verlust bei Geburt und 
Aufenthalt im Ausland 
Die deutsche Staatsangehörigkeit 
verliert mit der Vollendung des 21 • 
Lebensjahres, wer sie im Ausland 
durch Geburt oder Annahme als 
Kind erworben hat und sich seither 
dort aufhält. Der Verlust tritt nicht 
ein, wenn er Staatenlosigkeit zur 
Folge hätte oder der Wille, deutsche' 
Staatsangehöriger zu bleiben, in der 

Zeit zwischen der Vollendung des 
18. und des 23. Lebensjahres der 
zuständigen Staatsangehörigkeits- 
behörde gegenüber ausdrücklich 
erklärt wird. 
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